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Übergangsrevision von Verordnungen des Lebensmittelrechts betreffend PFAS in Lebensmitteln 
und Aktualisierung der Grenzwerte für Trinkwasser (Motion 25.3421) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Schweizer Viehhändler Verband (SVV) bedankt sich für die Möglichkeit, zur Übergangsrevision von 
Verordnungen des Lebensmittelrechts betreffend PFAS in Lebensmitteln Stellung zu nehmen. 
 
Der Viehhandel steht als Bindeglied zwischen den landwirtschaftlichen Tierhaltungsbetrieben und den 
Schlachtunternehmen in besonderem Mass im Spannungsfeld der vorgesehenen Regelungen. 
Massnahmen im Zusammenhang mit PFAS müssen deshalb nicht nur den Gesundheitsschutz 
gewährleisten, sondern auch in der Praxis umsetzbar sein, klare Verantwortlichkeiten schaffen und 
verhindern, dass wirtschaftliche Risiken aus einer unverschuldeten Umweltkontamination auf einzelne 
Stufen der Wertschöpfungskette überwälzt werden. 
 
Wir sind der Auffassung, dass die vorliegende Übergangsregelung diese Anforderungen nicht erfüllt. 
Insbesondere das vorgesehene Vermischen PFAS-belasteter mit unbelasteten Lebensmitteln stellt 
keine nachhaltige Lösung der PFAS-Problematik dar. Die Vermischung ist eine reine Symptom-
bekämpfung und wir fordern die ersatzlose Streichung von Art. 13a LGV und Art. 5c VHK.  
 
Die vorgeschlagene Vermischen verschiebt das PFAS-Problem lediglich und verursacht gleichzeitig 
zusätzliche Schwierigkeiten bei Rückverfolgbarkeit, Food Waste und Konsumentenvertrauen. 
 
 
PFAS muss an der Quelle angegangen werden 
Aus Sicht des Viehhandels muss der zentrale Ansatz darin bestehen, PFAS-Belastungen möglichst 
frühzeitig und vor dem Inverkehrbringen von Schlachttieren zu erkennen. Die Ursachen liegen 
insbesondere in belasteten Böden, Wasser, Futtermitteln oder anderen Umwelteinträgen und damit 
regelmässig ausserhalb des Einflussbereichs von Landwirtschaft, Viehhandel, Schlachtbetrieben und 
Fleischverarbeitung. Auch die Vernehmlassungsvorlage des Bundes hält fest, dass es sich nicht um eine 
flächendeckende Kontamination handelt, sondern lokale Belastungen auftreten können. Dies spricht 
aus unserer Sicht klar für einen risikobasierten und regional fokussierten Ansatz anstelle von 
Massnahmen, welche die gesamte Wertschöpfungskette mit zusätzlichen Auflagen belasten. 



Aus verschiedenen Quellen ist zu erfahren, dass in der schweizweiten Untersuchung lediglich 7 von 
900 Proben beziehungsweise 0,8 Prozent der untersuchten Proben der regulierten Kategorien Fleisch, 
Fisch und Eier nicht konform waren. Daraus wird ebenfalls geschlossen, dass PFAS derzeit primär ein 
lokales beziehungsweise regional begrenztes Problem darstellt.  
 
 
Risikobasiertes Monitoring vor dem Tierhandel und der Schlachtung 
Für den Viehhandel ist entscheidend, dass ein Tier, das ordnungsgemäss von einem 
Landwirtschaftsbetrieb übernommen, transportiert, weitervermittelt und einem Schlachtbetrieb 
zugeführt wird, nicht erst nachträglich zu einem kaum kalkulierbaren wirtschaftlichen Risiko für 
Händler oder Abnehmer werden darf. Deshalb braucht es in bekannten oder vermuteten 
Belastungsgebieten ein risikobasiertes Monitoring auf Ebene der Primärproduktion. Belastungen 
müssen möglichst erkannt werden, bevor Tiere den Herkunftsbetrieb verlassen und in die Handels- 
und Schlachtkette gelangen. 
 
Der SVV schlägt hierzu ausdrücklich risikobasierte Beprobungs- und Selbstkontrollsysteme vor und 
sieht für die Kantonstierärzte eine zentrale Rolle bei Koordination, Beurteilung und Begleitung 
entsprechender Monitoringprogramme, beispielsweise mittels Blut- oder Milchsammelproben. Diesen 
Ansatz unterstützt der Viehhandel. Dabei muss allerdings gewährleistet sein, dass die notwendigen 
Untersuchungen praktikabel, zeitnah verfügbar und finanziert sind. Die Kosten einer 
gesamtgesellschaftlich verursachten Umweltbelastung dürfen nicht einseitig der Landwirtschaft, dem 
Viehhandel oder der Fleischwirtschaft auferlegt werden. 
 
 
Klare Verantwortlichkeiten und Rechtssicherheit im Viehhandel 
Besonders wichtig ist eine klare Regelung der Verantwortlichkeiten beim Übergang eines Tieres vom 
Landwirtschaftsbetrieb über den Viehhandel bis zum Schlachtbetrieb. 
 
Es muss eindeutig geregelt werden, 

• welche Abklärungs- und Informationspflichten für Tierhalter in bekannten PFAS-
Risikogebieten bestehen;  

• welche Informationen einem Viehhändler beim Kauf beziehungsweise bei der Übernahme 
eines Tieres zur Verfügung stehen müssen;  

• unter welchen Voraussetzungen ein Viehhändler davon ausgehen darf, dass ein Tier 
rechtskonform gehandelt und zur Schlachtung verbracht werden kann;  

• wer das wirtschaftliche Risiko trägt, wenn erst nach Verkauf, Transport oder Schlachtung eine 
PFAS-Höchstwertüberschreitung festgestellt wird;  

• wie Händler, Schlachtbetriebe und Produzenten bei behördlich angeordneten 
Einschränkungen entschädigt werden.  

 
Eine nachträgliche Überwälzung des PFAS-Risikos auf den Viehhandel wäre weder sachgerecht noch 
wirtschaftlich tragbar. Der Viehhändler kann weder die Belastung von Böden und Wasser beeinflussen 
noch ohne entsprechende behördliche beziehungsweise analytische Grundlagen erkennen, ob ein 
einzelnes Tier erhöhte PFAS-Werte aufweist. 
 
 
Die vorgeschlagene Vermischung ist für Fleisch nicht praxistauglich 
Die vorgesehene Möglichkeit, nicht konforme Lebensmittel mit konformen Lebensmitteln gleicher Art 
zu vermischen, beurteilen wir kritisch. 
 



Bei einem Schlachttier entstehen gleichzeitig zahlreiche Produkte: gewachsene Fleischstücke, 
Verarbeitungsfleisch, Innereien, Fett, Knochen, Häute und weitere Nebenprodukte. Wir verweisen 
daher darauf hin, dass ein Schlachtkörper nicht vollständig einer eigentlichen «Vermischung» 
zugeführt werden kann und die vorgesehene Lösung eine vollständige Verwertung des Tieres nicht 
ermöglicht.  
 
 
Hinzu kommt, dass PFAS-Analysen mehrere Tage in Anspruch nehmen können. Für den Viehhandel 
sowie die nachgelagerten Schlacht- und Verarbeitungsbetriebe stehen dem sehr kurze Waren- und 
Verarbeitungszyklen gegenüber. Dieser Zielkonflikt ist im praktischen Alltag kaum lösbar.  Die vom 
Bund zusätzlich vorgesehene vollständige Rückverfolgbarkeit bis zur Primärproduktion, einschliesslich 
Dokumentation der ursprünglichen Chargen, der gemischten Mengen sowie der PFAS-Gehalte, erhöht 
die Komplexität zusätzlich.  
 
 
Rückverfolgbarkeit ja – aber zur Ursachenbekämpfung 
Der Viehhandel unterstützt eine funktionierende Rückverfolgbarkeit ausdrücklich. Diese soll jedoch in 
erster Linie dazu dienen, bei einer festgestellten Belastung rasch zum betroffenen Herkunftsbetrieb 
zurück zu gelangen und dort die Eintragsquelle zu identifizieren und zu beseitigen. 
 
Es ist dabei entscheidend  festzustellen, woher ein Produkt mit einer Höchstwertüberschreitung 
stammt, damit am Ursprungsort entsprechende Massnahmen getroffen werden können. Der 
Viehhandel kann hierzu aufgrund seiner zentralen Stellung in der Wertschöpfungskette einen 
wichtigen Beitrag leisten. Voraussetzung sind jedoch klare, einheitliche und digital umsetzbare 
Prozesse. Zusätzliche Dokumentationspflichten ohne unmittelbaren Nutzen für die 
Ursachenbekämpfung sind zu vermeiden. 
 
 
Entschädigungsregelung muss gleichzeitig in Kraft treten 
PFAS ist eine langlebige Umweltkontamination, deren Ursachen in aller Regel nicht bei den heute 
betroffenen Landwirtschafts-, Viehhandels-, Schlacht- oder Verarbeitungsbetrieben liegen. Es ist 
deshalb nicht akzeptabel, dass einzelne Unternehmen die wirtschaftlichen Folgen alleine tragen 
müssen. Wir fordern daher ausdrücklich eine Klärung der Entschädigung und finanziellen 
Unterstützung der unverschuldet betroffenen Landwirtschafts- und Lebensmittelbetriebe. Aus Sicht 
des Viehhandels muss eine solche Regelung zwingend auch den Viehhandel umfassen. Denkbare 
Schäden entstehen beispielsweise durch bereits angekaufte Tiere, Transport- und Logistikkosten, 
Wertverluste, Rückabwicklungen, zusätzliche Standzeiten oder Vermarktungsverbote. Eine 
Übergangsregelung ohne gleichzeitig gesicherte Entschädigungslösung schafft für den Viehhandel 
nicht kalkulierbare Risiken. 
 
 
Drei Jahre reichen nicht aus 
Die vorgesehene Befristung auf drei Jahre beurteilen wir ebenfalls kritisch. Der Bund sieht die 
Vermischungsmöglichkeit ausdrücklich lediglich als dreijährige Übergangsmassnahme vor. PFAS sind 
jedoch persistente Stoffe. Belastete Böden und Wasservorkommen lassen sich nicht innerhalb einer 
beliebig gesetzten Frist sanieren. Auch die Umsetzung von Massnahmen bei Wasserversorgungen kann 
aufgrund von Planung, Bewilligungsverfahren, Finanzierung und baulicher Umsetzung erheblich länger 
dauern. Notwendig sind deshalb differenzierte, an der tatsächlichen Belastungssituation und den 
technisch möglichen Sanierungsmassnahmen orientierte Übergangsfristen. 
 
Forderungen des Viehhandels 
 
Zusammenfassend fordert der Viehhandel: 



1. Keine Verlagerung des PFAS-Problems in die Handels-, Schlacht- und Verarbeitungsstufe.  
2. Priorität für Ursachenbekämpfung und Prävention statt nachträglicher Vermischung 

belasteter Lebensmittel.  
3. Risikobasiertes und regional fokussiertes Monitoring von Boden, Wasser, Futtermitteln und 

Nutztieren in bekannten oder vermuteten Belastungsgebieten.  
4. Frühzeitige Abklärung der PFAS-Situation vor dem Inverkehrbringen von Schlachttieren, damit 

belastete Tiere möglichst gar nicht erst in die Handels- und Schlachtkette gelangen.  
5. Klare gesetzliche Verantwortlichkeiten zwischen Tierhalter, Viehhandel, Schlachtbetrieb, 

Verarbeitung und Vollzugsbehörden.  
6. Keine Haftung des gutgläubigen Viehhändlers für PFAS-Belastungen, die für ihn beim Ankauf 

beziehungsweise bei der Übernahme eines Tieres nicht erkennbar waren.  
7. Eine umfassende und rasch wirksame Entschädigungslösung, welche neben der Landwirtschaft 

ausdrücklich auch Viehhandel, Schlachtbetriebe und weitere nachgelagerte Unternehmen 
erfasst.  

8. Verzicht auf die vorgeschlagene Vermischungslösung für Fleisch und entsprechende 
Überprüfung beziehungsweise Streichung von Art. 13a LGV und Art. 5c VHK.  

9. Praxistaugliche und digital umsetzbare Rückverfolgbarkeit, die primär der Identifikation und 
Sanierung der Belastungsquelle dient.  

10. Realistische und differenzierte Übergangsfristen statt einer pauschalen Befristung auf drei 
Jahre.  

11. Schweizweit koordinierter und einheitlicher Vollzug, damit Tiere und Betriebe nicht je nach 
Kanton unterschiedlich beurteilt werden.  

12. Abstimmung von Grenzwerten, Vollzug, Monitoring und Entschädigung, bevor neue Pflichten 
für die Wirtschaft in Kraft gesetzt werden.  

 
Die PFAS-Problematik ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Der Viehhandel ist bereit, 
seinen Beitrag zu einer wirksamen Rückverfolgbarkeit und zu praktikablen Lösungen zu leisten. 
Voraussetzung ist jedoch, dass die Massnahmen dort ansetzen, wo Belastungen entstehen 
beziehungsweise erkannt und reduziert werden können, und dass unverschuldet betroffene 
Unternehmen nicht mit den wirtschaftlichen Folgen allein gelassen werden. 
 
Wir bitten Sie, diese Anliegen bei der Überarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
Schw. Viehhändler Verband (SVV) 
Der Präsident    Der Geschäftsführer 
 
 
Otto Humbel    Peter Bosshard 
 
 


